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h) Art und Weise, wie der Verstoß den zuständigen nationalen Behörden
bekannt wurde, insbesondere ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
der Akteur den Verstoß gemeldet hat;

i) Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes;
j) alle Maßnahmen, die der Akteur ergriffen hat, um den Schaden, der den

betroffenen Personen zugefügt wird, zu mindern.
(8) Jeder Mitgliedstaat erlässt Vorschriften darüber, in welchem Umfang

gegen Behörden und öffentliche Stellen, die in dem betreffenden Mitgliedstaat
niedergelassen sind, Geldbußen verhängt werden können.

(9) 1 In Abhängigkeit vom Rechtssystem der Mitgliedstaaten können die
Vorschriften über Geldbußen je nach den dort geltenden Regeln so angewandt
werden, dass die Geldbußen von den zuständigen nationalen Gerichten oder
von sonstigen Stellen verhängt werden. 2 Die Anwendung dieser Vorschriften in
diesen Mitgliedstaaten muss eine gleichwertige Wirkung haben.

(10) Die Ausübung der Befugnisse gemäß diesem Artikel muss angemesse-
nen Verfahrensgarantien gemäß dem Unionsrecht und dem nationalen Recht,
einschließlich wirksamer gerichtlicher Rechtsbehelfe und ordnungsgemäßer
Verfahren, unterliegen.

(11) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission jährlich Bericht über die
Geldbußen, die sie in dem betreffenden Jahr gemäß diesem Artikel verhängt
haben, und über damit zusammenhängende Rechtsstreitigkeiten oder Gerichts-
verfahren.

Art. 1001) Verhängung von Geldbußen gegen Organe, Einrichtungen
und sonstige Stellen der Union. (1) 1 Der Europäische Datenschutzbeauf-
tragte kann gegen Organe, Einrichtungen und sonstige Stellen der Union, die
in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, Geldbußen verhängen.
2 Bei der Entscheidung, ob eine Geldbuße verhängt wird, und bei der Fest-
setzung der Höhe der Geldbuße werden in jedem Einzelfall alle relevanten
Umstände der konkreten Situation sowie Folgendes gebührend berücksichtigt:
a) Art, Schwere und Dauer des Verstoßes und dessen Folgen, unter Berück-

sichtigung des Zwecks des betreffenden KI-Systems sowie gegebenenfalls der
Zahl der betroffenen Personen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen
Schadens;

b) Grad der Verantwortung des Organs, der Einrichtung oder der sonstigen
Stelle der Union unter Berücksichtigung der von diesem bzw. dieser ergrif-
fenen technischen und organisatorischen Maßnahmen;

c) alle Maßnahmen, die das Organ, die Einrichtung oder die sonstige Stelle der
Union zur Minderung des von den betroffenen Personen erlittenen Schadens
ergriffen hat;

d) das Maß der Zusammenarbeit mit dem Europäischen Datenschutzbeauftrag-
ten bei der Behebung des Verstoßes und der Minderung seiner möglichen
nachteiligen Auswirkungen, einschließlich der Befolgung von Maßnahmen,
die der Europäische Datenschutzbeauftragte dem Organ, der Einrichtung
oder der sonstigen Stelle der Union im Hinblick auf denselben Gegenstand
zuvor bereits auferlegt hatte;

e) ähnliche frühere Verstöße des Organs, der Einrichtung oder der sonstigen
Stelle der Union;

1) Art. 100 gilt gem. Art. 113 UAbs. 3 Buchst. b bereits ab 2.8.2025.

KI-Verordnung Art. 100 VO (EU) 2024/1689 8



140

f) Art und Weise, wie der Verstoß dem Europäischen Datenschutzbeauftragten
bekannt wurde, insbesondere ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
das Organ, die Einrichtung oder die sonstige Stelle der Union den Verstoß
gemeldet hat;

g) der Jahreshaushalt des Organs, der Einrichtung oder der sonstigen Stelle der
Union.

(2) Bei Missachtung des Verbots der in Artikel 5 genannten KI-Praktiken
werden Geldbußen von bis zu 1 500 000 EUR verhängt.

(3) Bei Nichtkonformität des KI-Systems mit in dieser Verordnung fest-
gelegten Anforderungen oder Pflichten, mit Ausnahme der in Artikel 5 fest-
gelegten, werden Geldbußen von bis zu 750 000 EUR verhängt.

(4) 1 Bevor der Europäische Datenschutzbeauftragte Entscheidungen nach
dem vorliegenden Artikel trifft, gibt er dem Organ, der Einrichtung oder der
sonstigen Stelle der Union, gegen das bzw. die sich das von ihm geführte
Verfahren richtet, Gelegenheit, sich zum Vorwurf des Verstoßes zu äußern.
2 Der Europäische Datenschutzbeauftragte stützt seine Entscheidungen nur auf
die Elemente und Umstände, zu denen sich die betreffenden Parteien äußern
können. 3 Beschwerdeführer, soweit vorhanden, müssen in das Verfahren eng
einbezogen werden.

(5) 1 Die Verteidigungsrechte der betroffenen Parteien werden während des
Verfahrens in vollem Umfang gewahrt. 2 Vorbehaltlich der legitimen Interessen
von Einzelpersonen oder Unternehmen im Hinblick auf den Schutz ihrer
personenbezogenen Daten oder Geschäftsgeheimnisse haben die betroffenen
Parteien Anspruch auf Einsicht in die Unterlagen des Europäischen Daten-
schutzbeauftragten.

(6) 1 Das Aufkommen aus den nach diesem Artikel verhängten Geldbußen
trägt zum Gesamthaushalt der Union bei. 2 Die Geldbußen dürfen nicht den
wirksamen Betrieb des Organs, der Einrichtung oder der sonstigen Stelle der
Union beeinträchtigen, dem bzw. der die Geldbuße auferlegt wurde.

(7) Der Europäische Datenschutzbeauftragte macht der Kommission jährlich
Mitteilung über die Geldbußen, die er nach Maßgabe dieses Artikels verhängt
hat, und über die von ihm eingeleiteten Rechtsstreitigkeiten oder Gerichts-
verfahren.

Art. 101 Geldbußen für Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem
Verwendungszweck. (1) [1] Die Kommission kann gegen Anbieter von KI-
Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck Geldbußen von bis zu 3 % ihres
gesamten weltweiten Jahresumsatzes im vorangegangenen Geschäftsjahr oder
15 000 000 EUR verhängen, je nachdem, welcher Betrag höher ist, wenn sie
feststellt, dass der Anbieter vorsätzlich oder fahrlässig
a) gegen die einschlägigen Bestimmungen dieser Verordnung verstoßen hat;
b) der Anforderung eines Dokuments oder von Informationen gemäß Arti-

kel 91 nicht nachgekommen ist oder falsche, unvollständige oder irreführen-
de Informationen bereitgestellt hat;

c) einer gemäß Artikel 93 geforderten Maßnahme nicht nachgekommen ist;
d) der Kommission keinen Zugang zu dem KI-Modell mit allgemeinem Ver-

wendungszweck oder dem KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck
mit systemischem Risiko gewährt hat, um eine Bewertung gemäß Artikel 92
durchzuführen.

8 VO (EU) 2024/1689 Art. 101 KI-Verordnung



141

[2] 1 Bei der Festsetzung der Höhe der Geldbuße oder des Zwangsgelds wird
der Art, der Schwere und der Dauer des Verstoßes sowie den Grundsätzen der
Verhältnismäßigkeit und der Angemessenheit gebührend Rechnung getragen.
2 Die Kommission berücksichtigt außerdem Verpflichtungen, die gemäß Arti-
kel 93 Absatz 3 oder in den einschlägigen Praxisleitfäden nach Artikel 56
gemacht wurden.

(2) Vor der Annahme einer Entscheidung nach Absatz 1 teilt die Kommis-
sion dem Anbieter des KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck ihre
vorläufige Beurteilung mit und gibt ihm Gelegenheit, Stellung zu nehmen.

(3) Die gemäß diesem Artikel verhängten Geldbußen müssen wirksam, ver-
hältnismäßig und abschreckend sein.

(4) Informationen über gemäß diesem Artikel verhängte Geldbußen werden
gegebenenfalls dem KI-Gremium mitgeteilt.

(5) 1 Der Gerichtshof der Europäischen Union hat die unbeschränkte Befug-
nis zur Überprüfung der Entscheidungen der Kommission über die Festsetzung
einer Geldbuße gemäß diesem Artikel. 2 Er kann die verhängte Geldbuße
aufheben, herabsetzen oder erhöhen.

(6) 1 Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte mit detaillierten Re-
gelungen und Verfahrensgarantien für die Verfahren im Hinblick auf den
möglichen Erlass von Beschlüssen gemäß Absatz 1 dieses Artikels. 2 Diese
Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 98 Absatz 2 genannten
Prüfverfahren erlassen.

Kapitel XIII. Schlussbestimmungen

Art. 102 Änderung der Verordnung (EG) Nr. 300/2008. In Artikel 4
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 wird folgender Unterabsatz
angefügt:
„Beim Erlass detaillierter Maßnahmen, die technische Spezifikationen und Ver-
fahren für die Genehmigung und den Einsatz von Sicherheitsausrüstung betref-
fen, bei der auch Systeme der künstlichen Intelligenz im Sinne der Verordnung
(EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates1) zum Einsatz
kommen, werden die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten
Anforderungen berücksichtigt.“

Art. 103 Änderung der Verordnung (EU) Nr. 167/2013. In Artikel 17
Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 wird folgender Unterabsatz
angefügt:
„Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach Unterabsatz 1, die sich auf Systeme
der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile
im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und
des Rates1) handelt, werden die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung
festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

1) Amtl. Anm.: Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Änderung
der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858,
(EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU)
2020/1828 (Verordnung über künstliche Intelligenz) (ABl. L, 2024/1689, 12.7.2024, ELI: http://
data.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj).
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Art. 104 Änderung der Verordnung (EU) Nr. 168/2013. In Artikel 22
Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 wird folgender Unterabsatz
angefügt:
„Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach Unterabsatz 1, die sich auf Systeme
der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile
im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und
des Rates1) handelt, werden die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung
festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

Art. 105 Änderung der Richtlinie 2014/90/EU. In Artikel 8 der Richt-
linie 2014/90/EU wird folgender Absatz angefügt:

„(5) Bei Systemen der künstlichen Intelligenz, bei denen es sich um Sicher-
heitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen
Parlaments und des Rates1) handelt, berücksichtigt die Kommission bei der
Ausübung ihrer Tätigkeiten nach Absatz 1 und bei Erlass technischer Spezifika-
tionen und Prüfnormen nach den Absätzen 2 und 3 die in Kapitel III Abschnitt
2 jener Verordnung festgelegten Anforderungen.“

Art. 106 Änderung der Richtlinie (EU) 2016/797. In Artikel 5 der
Richtlinie (EU) 2016/797 wird folgender Absatz angefügt:

„(12) Beim Erlass von delegierten Rechtsakten nach Absatz 1 und von
Durchführungsrechtsakten nach Absatz 11, die sich auf Systeme der künstlichen
Intelligenz beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile im Sinne der
Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates1)
handelt, werden die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten
Anforderungen berücksichtigt.“

Art. 107 Änderung der Verordnung (EU) 2018/858. In Artikel 5 der
Verordnung (EU) 2018/858 wird folgender Absatz angefügt:

„(4) Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach Absatz 3, die sich auf Systeme
der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile
im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und
des Rates2) handelt, werden die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung
festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

Art. 108 Änderungen der Verordnung (EU) 2018/1139. Die Verordnung
(EU) 2018/1139 wird wie folgt geändert:
1. In Artikel 17 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Unbeschadet des Absatzes 2 werden beim Erlass von Durchführungs-
rechtsakten nach Absatz 1, die sich auf Systeme der künstlichen Intelligenz
beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung

1) Amtl. Anm.: Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Änderung
der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858,
(EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU)
2020/1828 (Verordnung über künstliche Intelligenz) (ABl. L, 2024/1689, 12.7.2024, ELI: http://
data.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj).

2) Amtl. Anm.: Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Änderung
der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858,
(EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU)
2020/1828 (Verordnung über künstliche Intelligenz) (ABl. L, 2024/1689, 12.7.2024, ELI: http://
data.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj).
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(EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates1) handelt, die
in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten Anforderungen
berücksichtigt.“

2. In Artikel 19 wird folgender Absatz angefügt:
„(4) Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach den Absätzen 1 und 2, die

sich auf Systeme der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um
Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 handelt, wer-
den die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten Anforderun-
gen berücksichtigt.“

3. In Artikel 43 wird folgender Absatz angefügt:
„(4) Beim Erlass von Durchführungsrechtsakten nach Absatz 1, die sich

auf Systeme der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um
Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 handelt, wer-
den die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten Anforderun-
gen berücksichtigt.“

4. In Artikel 47 wird folgender Absatz angefügt:
„(3) Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach den Absätzen 1 und 2, die

sich auf Systeme der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um
Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 handelt, wer-
den die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten Anforderun-
gen berücksichtigt.“

5. In Artikel 57 wird folgender Unterabsatz angefügt:
„Beim Erlass solcher Durchführungsrechtsakte, die sich auf Systeme der
künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile im
Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 handelt, werden die in Kapitel III
Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

6. In Artikel 58 wird folgender Absatz angefügt:
„(3) Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach den Absätzen 1 und 2, die

sich auf Systeme der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um
Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 handelt, wer-
den die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten Anforderun-
gen berücksichtigt.“

Art. 109 Änderung der Verordnung (EU) 2019/2144. In Artikel 11 der
Verordnung (EU) 2019/2144 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Beim Erlass von Durchführungsrechtsakten nach Absatz 2, die sich auf
Systeme der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um Sicherheits-
bauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Par-
laments und des Rates1) handelt, werden die in Kapitel III Abschnitt 2 jener
Verordnung festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

1) Amtl. Anm.: Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Änderung
der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858,
(EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU)
2020/1828 (Verordnung über künstliche Intelligenz) (ABl. L, 2024/1689, 12.7.2024, ELI: http://
data.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj).
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Art. 110 Änderung der Richtlinie (EU) 2020/1828. In Anhang I der
Richtlinie (EU) 2020/1828 des Europäischen Parlaments und des Rates1) wird
die folgende Nummer angefügt:
„68. Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künst-
liche Intelligenz und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008,
(EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/
1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 2014/90/EU, (EU)
2016/797 und (EU) 2020/1828 (Verordnung über künstliche Intelligenz)
(ABl. L, 2024/1689, 12.7.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/
1689/oj).“

Art. 111 Bereits in Verkehr gebrachte oder in Betrieb genommene
KI-Systeme und bereits in Verkehr gebrachte KI-Modelle mit allgemei-
nem Verwendungszweck. (1) [1] Unbeschadet der Anwendung des Artikels
5 gemäß Artikel 113 Absatz 3 Buchstabe a werden KI-Systeme, bei denen es
sich um Komponenten von IT-Großsystemen handelt, die mit den in Anhang
X aufgeführten Rechtsakten eingerichtet wurden und vor dem 2. August 2027
in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen wurden, bis zum 31. Dezember
2030 mit dieser Verordnung in Einklang gebracht.

[2] Die in dieser Verordnung festgelegten Anforderungen werden bei der
Bewertung jedes IT-Großsystems, das mit den in Anhang X aufgeführten
Rechtsakten eingerichtet wurde, berücksichtigt, wobei die Bewertung entspre-
chend den Vorgaben der jeweiligen Rechtsakte und bei Ersetzung oder Ände-
rung dieser Rechtsakte erfolgt.

(2) 1 Unbeschadet der Anwendung des Artikels 5 gemäß Artikel 113 Absatz 3
Buchstabe a gilt diese Verordnung für Akteure in Bezug auf Hochrisiko-KI-
Systeme – mit Ausnahme der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten
Systeme –, die vor dem 2. August 2026 in Verkehr gebracht oder in Betrieb
genommen wurden, nur dann, wenn diese Systeme danach in ihrer Konzeption
erheblich verändert wurden. 2 In jedem Fall treffen die Anbieter und Betreiber
von Hochrisiko-KI-Systemen, die bestimmungsgemäß von Behörden verwen-
det werden sollen, die erforderlichen Maßnahmen für die Erfüllung der An-
forderungen und Pflichten dieser Verordnung bis zum 2. August 2030.

(3) Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck, die
vor dem 2. August 2025 in Verkehr gebracht wurden, treffen die erforderlichen
Maßnahmen für die Erfüllung der in dieser Verordnung festgelegten Pflichten
bis zum 2. August 2027.

Art. 112 Bewertung und Überprüfung. (1) 1 Die Kommission prüft nach
Inkrafttreten dieser Verordnung und bis zum Ende der Befugnisübertragung
gemäß Artikel 97 einmal jährlich, ob eine Änderung der Liste in Anhang III
und der Liste der verbotenen Praktiken im KI-Bereich gemäß Artikel 5 er-
forderlich ist. 2 Die Kommission übermittelt die Ergebnisse dieser Bewertung
dem Europäischen Parlament und dem Rat.

(2) Bis zum 2. August 2028 und danach alle vier Jahre bewertet die Kommis-
sion Folgendes und erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat Bericht
darüber:

1) Amtl. Anm.: Richtlinie (EU) 2020/1828 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
25. November 2020 über Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher und
zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG (ABl. L 409 vom 4.12.2020, S. 1).
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a) Notwendigkeit von Änderungen zur Erweiterung bestehender Bereiche
oder zur Aufnahme neuer Bereiche in Anhang III:

b) Änderungen der Liste der KI-Systeme, die zusätzliche Transparenzmaßnah-
men erfordern, in Artikel 50;

c) Änderungen zur Verbesserung der Wirksamkeit des Überwachungs- und
Governance-Systems.

(3) 1 Bis zum 2. August 2029 und danach alle vier Jahre legt die Kommission
dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über die Bewertung
und Überprüfung dieser Verordnung vor. 2 Der Bericht enthält eine Beurtei-
lung hinsichtlich der Durchsetzungsstruktur und der etwaigen Notwendigkeit
einer Agentur der Union zur Lösung der festgestellten Mängel. 3 Auf der
Grundlage der Ergebnisse wird diesem Bericht gegebenenfalls ein Vorschlag
zur Änderung dieser Verordnung beigefügt. 4 Die Berichte werden veröffent-
licht.

(4) In den in Absatz 2 genannten Berichten wird insbesondere auf folgende
Aspekte eingegangen:
a) Sachstand bezüglich der finanziellen, technischen und personellen Ressour-

cen der zuständigen nationalen Behörden im Hinblick auf deren Fähigkeit,
die ihnen auf der Grundlage dieser Verordnung übertragenen Aufgaben
wirksam zu erfüllen;

b) Stand der Sanktionen, insbesondere der Bußgelder nach Artikel 99 Absatz 1,
die Mitgliedstaaten bei Verstößen gegen diese Verordnung verhängt haben;

c) angenommene harmonisierte Normen und gemeinsame Spezifikationen, die
zur Unterstützung dieser Verordnung erarbeitet wurden;

d) Zahl der Unternehmen, die nach Inkrafttreten dieser Verordnung in den
Markt eintreten, und wie viele davon KMU sind.

(5) 1 Bis zum 2. August 2028 bewertet die Kommission die Arbeitsweise des
Büros für Künstliche Intelligenz und prüft, ob das Büro für Künstliche Intelli-
genz mit ausreichenden Befugnissen und Zuständigkeiten zur Erfüllung seiner
Aufgaben ausgestattet wurde, und ob es für die ordnungsgemäße Durchführung
und Durchsetzung dieser Verordnung zweckmäßig und erforderlich wäre, das
Büro für Künstliche Intelligenz und seine Durchsetzungskompetenzen zu er-
weitern und seine Ressourcen aufzustocken. 2 Die Kommission übermittelt
dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über ihre Bewer-
tung.

(6) 1 Bis zum 2. August 2028 und danach alle vier Jahre legt die Kommission
einen Bericht über die Überprüfung der Fortschritte bei der Entwicklung von
Normungsdokumenten zur energieeffizienten Entwicklung von KI-Modellen
mit allgemeinem Verwendungszweck vor und beurteilt die Notwendigkeit
weiterer Maßnahmen oder Handlungen, einschließlich verbindlicher Maßnah-
men oder Handlungen. 2 Dieser Bericht wird dem Europäischen Parlament und
dem Rat vorgelegt und veröffentlicht.

(7) Bis zum 2. August 2028 und danach alle drei Jahre führt die Kommission
eine Bewertung der Folgen und der Wirksamkeit der freiwilligen Verhaltens-
kodizes durch, mit denen die Anwendung der in Kapitel III Abschnitt 2
festgelegten Anforderungen an andere KI-Systeme als Hochrisiko-KI-Systeme
und möglicherweise auch zusätzlicher Anforderungen an andere KI-Systeme als
Hochrisiko-KI-Systeme, auch in Bezug auf deren ökologische Nachhaltigkeit,
gefördert werden soll.
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(8) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 7 übermitteln das KI-Gremium, die
Mitgliedstaaten und die zuständigen nationalen Behörden der Kommission auf
Anfrage unverzüglich die gewünschten Informationen.

(9) Bei den in den Absätzen 1 bis 7 genannten Bewertungen und Über-
prüfungen berücksichtigt die Kommission die Standpunkte und Feststellungen
des KI-Gremiums, des Europäischen Parlaments, des Rates und anderer ein-
schlägiger Stellen oder Quellen.

(10) Die Kommission legt erforderlichenfalls geeignete Vorschläge zur Än-
derung dieser Verordnung vor und berücksichtigt dabei insbesondere technolo-
gische Entwicklungen, die Auswirkungen von KI-Systemen auf die Gesundheit
und Sicherheit und auf die Grundrechte und die Fortschritte in der Informati-
onsgesellschaft.

(11) Als Orientierung für die in den Absätzen 1 bis 7 genannten Bewertun-
gen und Überprüfungen entwickelt das Büro für Künstliche Intelligenz ein Ziel
und eine partizipative Methode für die Bewertung der Risikoniveaus anhand
der in den jeweiligen Artikeln genannten Kriterien und für die Einbeziehung
neuer Systeme in
a) die Liste gemäß Anhang III, einschließlich der Erweiterung bestehender

Bereiche oder der Aufnahme neuer Bereiche in diesen Anhang;
b) die Liste der verbotenen Praktiken gemäß Artikel 5; und
c) die Liste der KI-Systeme, die zusätzliche Transparenzmaßnahmen erfordern,

in Artikel 50.
(12) Eine Änderung dieser Verordnung im Sinne des Absatzes 10 oder ent-

sprechende delegierte Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte, die sektor-
spezifische Rechtsvorschriften für eine unionsweite Harmonisierung gemäß
Anhang I Abschnitt B betreffen, berücksichtigen die regulatorischen Besonder-
heiten des jeweiligen Sektors und die in der Verordnung festgelegten bestehen-
den Governance-, Konformitätsbewertungs- und Durchsetzungsmechanismen
und -behörden.

(13) 1 Bis zum 2. August 2031 nimmt die Kommission unter Berücksichti-
gung der ersten Jahre der Anwendung der Verordnung eine Bewertung der
Durchsetzung dieser Verordnung vor und erstattet dem Europäischen Par-
lament, dem Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss
darüber Bericht. 2 Auf Grundlage der Ergebnisse wird dem Bericht gegebenen-
falls ein Vorschlag zur Änderung dieser Verordnung beigefügt, der die Struktur
der Durchsetzung und die Notwendigkeit einer Agentur der Union für die
Lösung festgestellter Mängel betrifft.

Art. 113 Inkrafttreten und Geltungsbeginn. [1] Diese Verordnung tritt
am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung1) im Amtsblatt der Europäischen
Union in Kraft.
[2] Sie gilt ab dem 2. August 2026.
[3] Jedoch:

a) Die Kapitel I und II gelten ab dem 2. Februar 2025;
b) Kapitel III Abschnitt 4, Kapitel V, Kapitel VII und Kapitel XII sowie

Artikel 78 gelten ab dem 2. August 2025, mit Ausnahme des Artikels 101;
c) Artikel 6 Absatz 1 und die entsprechenden Pflichten gemäß dieser Verord-

nung gelten ab dem 2. August 2027.

1) Veröffentlicht am 12.7.2024.
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